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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2598 


Sachgebiet 40 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem 

Gesetz zur Verbesserung des Mietrechts und zur 
Begrenzung des Mietanstiegs sowie zur Regelung von 
Ingenieur- und Architektenleistungen 

— Drucksachen VI/1549 r zu VI/1549, VI/2421 r VI/2564 — 


Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Dr. Lenz 

(Bergstraße) 

Berichterstatter im Bundesrat: Abgeordneter Dr. Arndt 

(Hamburg) 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 133. Sitzung am 
19. Juli 1971 beschlossene Gesetz zur Verbesserung des Miet- 
rechts und zur Begrenzung des Mietanstiegs sowie zur Rege- 
lung von Ingenieur- und Architektenleistungen — Drucksachen 
VI/ 1549, zu VI/ 1549, VI/ 242 1 — wird nach Maßgabe der in der 
Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 23. September 1971 


Osswald 

Vorsitzender 


Der Vermittlungsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Dr. Arndt (Hamburg) 

Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gesetz zur Verbesserung des Mietrechts und zur Begrenzung 
des Mietanstiegs sowie zur Regelung von Ingenieur- und 

Architektenleistungen 


Artikel 3 

Kündigungsschutz 

für Wohnraummietverhältnisse 

1. Zu Artikel 3 (§ 1) 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

a) § 1 Abs. 2 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. der Vermieter durch die Fortsetzung des 
Mietverhältnisses an einer angemessenen 
wirtschaftlichen Verwertung des Grund- 
stücks gehindert und dadurch erhebliche 
Nachteile erleiden würde. Die Möglich- 
keit, im Falle einer anderweitigen Ver- 
mietung als Wohnraum eine höhere 
Miete zu erzielen, bleibt dabei außer 
Betracht. Der Vermieter kann sich auch 
insoweit nicht darauf berufen, daß er die 
Mieträume im Zuammenhang mit einer 
beabsichtigten oder nach Überlassung an 
den Mieter erfolgten Begründung von 
Wohnungseigentum veräußern will." 

b) Nach § 1 Abs. 3 wird folgender neuer Ab- 
satz 4 eingefügt: 

„(4) Die Kündigung zum Zwecke der Er- 
höhung des Mietzinses ist ausgeschlossen." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

2. Zu Artikel 3 (§ 1 a — neu — ) 

Nach § 1 wird folgender § 1 a eingefügt: 

,,§ 1 a 

Ist nach dem 31. Oktober 1970 ein Mietverhält- 
nis über Wohnraum auf bestimmte Zeit einge- 
gangen, so kann der Mieter spätestens zwei Mo- 
nate vor der Beendigung des Mietverhältnisses 
durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Ver- 
mieter die Fortsetzung des Mietverhältnisses ver- 
langen, wenn nicht der Vermieter ein berechtig- 
tes Interesse an der Beendigung des Mietverhält- 
nisses hat. Im übrigen gelten §§ 1 und 2 sinn- 
gemäß." 

3. Zu Artikel 3 (§ 3) 

In § 3 Abs. 1 werden die Worte „§§ 1 und 2" 
durch die Worte „§§ 1, 1 a und 2" ersetzt. 


Artikel 6a — neu — 

Verbot der Zweckentfremdung 
von Wohnraum 

4. Nach Artikel 6 wird folgender Artikel 6 a ein- 
gefügt: 

„Artikel 6 a 

Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum 

§ 1 

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
für Gemeinden, in denen die Versorgung der 
Bevölkerung mit ausreichendem Wohnraum zu 
angemessenen Bedingungen besonders gefährdet 
ist, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß 
Wohnraum anderen als Wohnzwecken nur mit 
Genehmigung der von der Landesregierung be- 
stimmten Stelle zugeführt werden darf. Als Auf- 
gabe des Wohnzweckes im Sinne des Satzes 1 ist 
es auch anzusehen, wenn Wohnraum zum Zwecke 
einer dauernden Fremdenbeherbergung, insbe- 
sondere einer gewerblichen Zimmervermietung 
oder der Einrichtung von Schlafstellen verwendet 
werden soll. Einer Genehmigung bedarf es nicht 
für die Umwandlung eines Wohnraumes in einen 
Nebenraum, insbesondere einen Baderaum. 

(2) Die Genehmigung kann auch befristet, be- 
dingt oder unter Auflagen erteilt werden. Ist die 
Wirksamkeit der Genehmigung erloschen, so 
ist der Raum wieder als Wohnraum zu behan- 
deln. 

§ 2 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne die 
erforderliche Genehmigung Wohnraum für an- 
dere als Wohnzwecke im Sinne von § 1 Abs. 1 
verwendet oder überläßt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

§ 3 

§ 12 des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 bleibt 
unberührt." 
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Artikel 9 

Gesetz zur Regelung 

der Wohnungsvermittlung 

5. Zu Artikel 9 (§ 2) 

§ 2 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Ein Anspruch nach Absatz 1 steht dem 

Wohnungsvermittler nicht zu, wenn 

1. durch den Mietvertrag ein Mietverhältnis 
über dieselben Wohnräume fortgesetzt, ver- 
längert oder erneuert wird, 

2. der Mietvertrag über Wohnräume abgeschlos- 
sen wird, deren Eigentümer, Verwalter oder 
Vermieter der Wohnungsvermittler ist, oder 

3. der Mietvertrag über Wohnräume abgeschlos- 
sen wird, deren Eigentümer, Verwalter oder 
Vermieter eine juristische Person ist, an der 
der Wohnungsvermittler rechtlich oder wirt- 
schaftlich beteiligt ist. Das gleiche gilt, wenn 
eine natürliche oder juristische Person Eigen- 


tümer, Verwalter oder Vermieter von Wohn- 
räumen ist und ihrerseits an einer juristi- 
schen Person, die sich als Wohnungsvermitt- 
ler betätigt, rechtlich oder wirtschaftlich be- 
teiligt ist." 

Artikel 10 

Gesetz zur Regelung von 
Ingenieur- und Architektenleistungen 

6. Zu Artikel 10 (§§ 1, 2) 

Artikel 10 wird wie folgt geändert: 

a) § 1 Abs. 3 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. von den Mindestsätzen durch schriftliche 
Vereinbarung abgewichen werden kann; 11 , 

b) § 2 Abs. 3 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. von den Mindestsätzen durch schriftliche 
Vereinbarung abgewichen werden kann;". 
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